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Sachverhalt: 
Für das Gelingen der Energiewende ist nach wie vor ein massiver Zubau erneuerbarer Energien 
erforderlich. Dies gilt nicht nur für die Offshore-Windkraft. Auch der Ausbau von 
Windenergieanlagen an Land oder PV-Freiflächenanlagen ist notwendig. Um diesen Ausbau zügig 
voranzutreiben, ist die Akzeptanz in den betroffenen Kommunen und der Bürger vor Ort unerlässlich. 
Dies gilt besonders in der Projektfrühphasen der Flächensicherung. Von einigen Bundesländern 
wurden in der Vergangenheit bereits verschiedene Maßnahmen zur örtlichen Akzeptanzsteigerung 
ergriffen. Im Jahr 2021 ist auch der Bundesgesetzgeber in diesem Bereich aktiv geworden. Wie schon 
im Koalitionsvertrag der letzten Bundesregierung (2018) angekündigt, wurden Regelungen 
geschaffen, die für eine stärkere Beteiligung der betroffenen Standortgemeinden an der 
Wertschöpfung der EE-Anlagen sorgen sollen. Umgesetzt wurde dies zum einen mit der Neuregelung 
zur Gewerbesteuerzerlegung (§ 29 Abs. 1 GewStG), die im Vergleich zur bisherigen Rechtslage eine 
deutliche Besserstellung der Standortkommunen bewirkt. Daneben wurde mit § 6 EEG eine Regelung 
geschaffen, nach der bestimmte Anlagenbetreiber oder Projektierer den betroffenen Kommunen 
eine finanzielle Beteiligung am EE-Ausbau zusagen und gewähren dürfen. Im Koalitionsvertrag der 
neuen Bundesregierung (2021) wird angekündigt, dass man dafür sorgen wolle, dass Kommunen von 
Windenergieanlagen finanziell angemessenen profitieren können. 
 
§ 6 EEG 
Die Vorschrift ist auf den Zubau von Windenergieanlagen an Land und PV-Freiflächenanlagen 
beschränkt. Es werden einige Grundbedingungen und Voraussetzungen geregelt, unter denen das 
Angebot, die Vereinbarung und Gewährung einer finanziellen Beteiligung bestimmter Kommunen 
strafrechtlich unbedenklich sein soll. Den Anlagenbetreibern ist es freigestellt, von diesem 
Instrument Gebrauch zu machen. Eine Pflicht zur finanziellen Beteiligung wird nicht geregelt. Soweit 
sich die Anlagenbetreiber gleichwohl dazu vertraglich verpflichten, darf damit keine Gegenleistung 
der Kommune verbunden werden. Eine bestimmte Vorgabe an die Mittelverwendung 
(Zweckbindung) soll auch nicht vorgesehen werden. Werden andere Verträge (z.B. über die Nutzung 
von gemeindlichen Flächen oder öffentlicher Verkehrswege) geschlossen, sollte daher sorgfältig 
darauf geachtet werden, die Vertragsverhandlungen nicht mit der finanziellen Beteiligung nach § 6 
EEG zu verbinden. 
 
Die Vorschrift ist an Betreiber oder Projektierer von Windenergieanlagen an Land mit einer 
installierten Leistung von mehr als 750 kW gerichtet und steht unter der Bedingung, dass für diese 
Anlagen eine finanzielle Förderung nach dem EEG oder einer auf Grund des EEG erlassenen 
Rechtsverordnung in Anspruch genommen wird. Für Anlagen in der sonstigen (ungeförderten) 
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Direktvermarktung ist die Möglichkeit der finanziellen Beteiligung der Kommunen nicht vorgesehen. 
Dies dürfte auch dann gelten, wenn die Anlagenbetreiber später, also während der Vertragslaufzeit 
in die sonstige Direktvermarktung wechseln. Ist dies der Fall, endet die Berechtigung zur Gewährung 
einer finanziellen Beteiligung nach § 6 EEG.  
 
Berechtigt zur Vereinbarung und Entgegennahme von finanziellen Zuwendungen sind diejenigen 
Gemeinden, deren Gemeindegebiet sich zumindest teilweise innerhalb eines Umkreises von 2.500 
Metern um die Turmmitte der Windenergieanlage befindet.  
Der Gesamtbetrag, der allen betroffenen Gemeinden insgesamt zugewandt werden darf, ist je 
Windenergieanlage auf 0,2 ct/kWh für die tatsächlich eingespeiste Strommenge und für die fiktive 
Strommenge begrenzt. Sind mehrere Gemeinden oder Landkreise betroffen, ist der Gesamtbetrag 
nach den Flächenanteilen der Kommunen am Umkreis aufzuteilen. Verzichtet eine Gemeinde auf 
eine finanzielle Beteiligung, führt dies bei den übrigen Gemeinden nicht zu einem Anteilsanwuchs.  
 
Die Vereinbarungen über die Gewährung von Zuwendungen bedarf lediglich der Schriftform; anders 
als ein gewöhnliches Schenkungsversprechen, das notariell beurkundet werden müsste. Um 
möglichst frühzeitig für eine örtliche Akzeptanzsteigerungen sorgen zu können, wird ausdrücklich 
geregelt, dass diese Vereinbarungen auch schon vor der Genehmigung der Windenergieanlage nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz geschlossen werden dürfen. Die Europäische Kommission hat 
ihre beihilfenrechtliche Genehmigung bereits erteilt und damit für die Betreiber oder Projektierer der 
genannten Windenergieanlagen den Weg eröffnet, vom Instrument der finanziellen Beteiligung 
betroffener Kommunen Gebrauch zu machen. 
 
Vertragliche Ausgestaltung 
Über die Details der finanziellen Beteiligung wird eine vertragliche Vereinbarung geschlossen. 
Sinnvoll erscheint es, dies mit jeder betroffenen Kommune separat vorzunehmen. 
Regelungsbedürftig sind insbesondere die Fragen der Vertragslaufzeit, Kündigungsmöglichkeiten, die 
konkrete Höhe der Zuwendung, die Bestimmung der relevanten Strommenge, Abrechnungs- und 
Zahlungsmodalitäten, Informationspflichten, Rechtsnachfolgeregelungen, Regelungen zu etwaigen 
Rückzahlungsansprüchen u.v.m. Von der FA Wind ist zusammen mit dem kommunalen 
Spitzenverbänden ein Mustervertrag erarbeitet worden, der die finanzielle Beteiligung an 
Windenergieanlagen näher ausgestaltet.  
 
 
 

 
Mathias Bontjer 
Gemeindedirektor 
 
Anlagenverzeichnis: 

1. Mustervertrag zu § 6 Abs.1 Nr.1 EEG 
2. § 6 EEG 2021 - Einzelnorm 

 


	HESEL_DSName
	Typ
	Zuständig
	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Anlage

